
bei der Ausübung seines Wahlrechts, die 
zahlenmäßige Stärke der einzelnen Volks­
vertretungen sowie die Wahl ihrer Abgeord­
neten in Wahlkreisen in Übereinstimmung 
mit der Bevölkerungszahl getroffen.

Für die Volkskammer werden entspre­
chend Art. 54 der Verfassung 500 Abgeord­
nete gewählt, während die örtlichen Volks­
vertretungen über die Anzahl der Abgeord­
neten der neu zu wählenden Volksvertre­
tungen jeweils beschließen, wozu der Staats­
rat einheitliche Rahmenfestlegungen trifft. 
Zudem werden für die Volkskammer und die 
örtlichen Volksvertretungen Nachfolgekan­
didaten gewählt (§7 Abs. 3 Wahlgesetz).

Im engen Zusammenhang mit der Ver­
wirklichung des Gleichheitsgrundsatzes be­
stimmt das Wahlgesetz (§ 8) die Prinzipien 
für die Bildung der Wahlkreise. Wahlkreise 
sind Teilgebiete des Territoriums der zu 
wählenden Volksvertretung, in denen eine 
bestimmte Anzahl von Kandidaten von den 
wahlberechtigten Bürgern in diesem Gebiet 
gewählt wird. Die Zahl dieser Kandidaten 
(ihr Anteil an der Gesamtzahl der Kandi­
daten für die Volksvertretung) hängt ab vom 
Verhältnis der Bevölkerungszahl des Wahl­
kreises zur Bevölkerungszahl des Territo­
riums.

Städte und Gem einden m it weniger als 
5 000 Einwohnern können für die W ahl ih­
rer Volksvertretung jeweils einen W ahlkreis 
bilden. Alle anderen Städte und Gem einden  

gliedern ihr Territorium  in m ehrere W ahl­
kreise. Für die W ahl zur Volkskam m er ist 
das Territorium  der DDR in 72 W ahlkreise  
eingeteilt.
Bei den W ahlen zu den örtlichen Volksvertre­
tungen am  20. M ai 1979 wurden 2 474 W ahl­
kreise für die W ahl von 218 Kreistagen und  
Stadtverordnetenversam m lungen der Stadt­
kreise, 453 W ahlkreise für die W ahl von 34  
Stadtbezirksversam m lungen in Großstädten  
sowie 9 092 W ahlkreise für die W ahl von  
7 525 Stadtverordnetenversam m lungen der 
kreisangehörigen Städte und Gem eindever­
tretungen gebildet.

Die Größe der Wahlkreise in den Territorien 
der einzelnen Volksvertretungen wird so 
bestimmt, daß günstige Bedingungen für 
enge Beziehungen zwischen den Kandidaten 
und Wählern in der Wahlbewegung, zwi­
schen den Abgeordneten und ihren Wählern 
nach der Wahl sowie für die Rechenschafts­

legungen der Volksvertretungen und ihrer 
Abgeordneten geschaffen werden. Deshalb 
wird bei der Nominierung der Kandidaten 
für die einzelnen Wahlkreise auch grund­
sätzlich angestrebt, daß Wahlkreis und 
Wohnsitz des zukünftigen Abgeordneten 
übereinstimmen. Insbesondere die Wahl­
kreise zur Wahl der Kreistage und Stadt­
verordnetenversammlungen werden in zu­
nehmendem Maße zur Basis einer lebendigen 
politischen Arbeit der Abgeordneten mit den 
Bürgern während der Wahlperiode.

Wachsende Bedeutung gewinnen in den 
Wahlkreisen neue Erfahrungen und Metho­
den bei der Gestaltung einer regelmäßigen 
und unmittelbaren politischen Massenarbeit 
der Abgeordneten mit ihren Wählern, beim 
Zusammenwirken von Abgeordneten ver­
schiedener Volksvertretungen, von Mitglie­
dern der Ausschüsse der Nationalen Front 
und anderen gesellschaftlichen Kräften, z. B. 
die Durchführung von Familiengesprächen, 
Orts- bzw. Wohngebietsbegehungen, Tätig­
keit von Wahlkreisaktivs und andere 
Formen.

Im  Gegensatz zu den W ahlen im  sozialisti­
schen Staat hat die proklam ierte bürgerliche 
W ahlrechtsgleichheit einen form alen Charak­
ter, weil sie im  W iderspruch zur tatsächlichen  
politischen und sozialen Ungleichheit der  
Bürger im  imperialistischen System  steht. 
Selbst diese form ale Gleichheit bei der W ahl 
wurde und wird im  bürgerlichen W ahlrecht 
und in der W ahlpraxis im m er wieder durch­
brochen. Das zeigen vielfältige M ethoden der 
M anipulierung des W ählerwillens bei der  
Durchführung der W ahlen.
Im  W ahlrecht der BRD z. B. wird das Gleich­
heitsprinzip durch eine kom plizierte Ver­
knüpfung von M ehrheits- und Verhältnis­
wahlrecht sowie durch die vor allem  gegen  
die DKP gerichtete 5-Prozenf-Klausel ver­
letzt. Diese Klausel besagt, daß nur die Par- 

/ teien Bundestagsm andate erhalten, die min­
destens 5 Prozent der im  Bundesgebiet ab­
gegebenen gültigen Zweitstim m en (d. h. bei 
der W ahl nach Landeslisten —  Verhältniswahl) 
erzielten oder deren Kandidaten in m inde­
stens 3 W ahlkreisen (d. h. auf Grund der für 
Personen abgegebenen Erststimm en —  M ehr­
heitswahl) siegreich waren. W erden diese 
Bedingungen nicht erfüllt, bleiben alle für 
die betreffende Partei abgegebenen gültigen  
Zweitstim men außer Betracht.
Ebenso sichern mannigfache Formen der 
„Wahlgeometrie", d. h. der willkürlichen ter-
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